
für beamtinnen und beamte

Cyber-Sicherheit 
 Klaus Vitt im Interview

Debatten und Pokale
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der Winter ist bekanntermaßen Virenzeit. Grippe, Erkältungen und andere Erkran-
kungen nehmen dann stark zu. Der Anstieg der krankheitsbedingten Fehlzeiten 
der Beschäftigten in den Behörden des Bundes dagegen ist nicht nur jahreszeit-
abhängig. Laut kürzlich veröffentlichtem Gesundheitsförderungsbericht des Bun-
desministeriums des Innern fehlten die Beschäftigten der unmittelbaren Bundes-
verwaltung im vergangenen Jahr an durchschnittlich 20,25 Arbeitstagen wegen 
Krankheit. Gestiegen sei der Krankenstand in allen Bereichen, heißt es weiter. 
Ausschlaggebend für den Anstieg sind vor allem längere Erkrankungen. Damit 
wird deutlich: Die Beschäftigten werden zwischen Personalknappheit und wach-
senden, sich stark wandelnden Aufgaben aufgerieben. Jahrzehntelanger Stel-
lenabbau bei immer mehr neuen Aufgaben schlägt sich in permanentem Stress 
und hohen Krankenständen nieder. Der DGB will das ändern und wirkt deshalb 
bei der Ausgestaltung des Gesundheitsmanagements in der Bundesverwaltung 
mit. Im November ist die tatkräftig vom DGB mitgestaltete Handlungshilfe „Von 
der Analyse zur Umsetzung: Handlungsschwerpunkte und Maßnahmen im BGM“ 
der Bundesministerien erschienen. Sie ergänzt das vor einem Jahr erschienene 
Schwerpunktpapier „Analyse im BGM“. In beiden konnten wir partizipative, mit-
bestimmte und geschlechtergerechte Standards verankern, um Arbeit so umzuge-
stalten, dass sie nicht krank macht. Mehr dazu in unserem Titelbeitrag.
Vor Ort wiederum sorgen viele engagierte Personalräte und Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen dafür, dass die Arbeitsbedingungen im öffentlichen Dienst 
besser werden. Es freut mich sehr, dass einige von ihnen ihre Projekte wieder 
beim Schöneberger Forum vorstellen konnten und mit dem Deutschen Personal-
räte-Preis ausgezeichnet wurden. Darüber und über die Diskussionen beim dies-
jährigen Schöneberger Forum berichten wir ebenfalls im aktuellen Heft.

Viele Grüße
Elke Hannack
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Der Krankenstand in der unmittelbaren Bundesverwaltung ist auf ein neues 
Allzeit-Hoch gestiegen. Erstmals hat er die Schallmauer von 20 Arbeitstagen 
durchbrochen. Welche Maßnahmen helfen, um Arbeit gesünder zu gestalten, 
zeigt eine neue Handlungshilfe der Bundesministerien auf. Der DGB hat sie 
tatkräftig mitgestaltet. Doch solche Handlungshilfen laufen ins Leere, wenn 
das Geld fehlt. Dort setzt eine neue Initiative des DGB an.



5 magazin für beamtinnen und beamte

Mitte November veröffentlichte das Bundesministerium des Innern 
(BMI) den Gesundheitsförderungsbericht 2015 der unmittelbaren Bun-
desverwaltung. Danach waren Beschäftigte der Bundesverwaltung im 
Durchschnitt an 20,25 Arbeitstagen im Jahr krank oder in Rehabilita-
tionsmaßnahmen.

Pflichtprogramm: Gefährdungsbeurteilung
Um hier umzusteuern, setzen DGB und Gewerkschaften auf den Ar-
beitsschutz. Insbesondere der psychischen und physischen Gefähr-
dungsbeurteilung kommt eine Schlüsselrolle bei der Gesunderhaltung 
der Beschäftigten zu: Nach dem Arbeitsschutzgesetz müssen auch öf-
fentliche Arbeitgeber und Dienstherren systematisch ermitteln, was 
ihre Beschäftigten während der Arbeit gesundheitlich gefährdet. Au-
ßerdem sind Maßnahmen festzulegen und zu dokumentieren, mit de-
nen die Gefährdungen beseitigt oder zumindest begrenzt werden. 
Später muss geprüft werden, ob sie auch wirken. Dabei sind alle As-
pekte der Arbeit zu untersuchen, von Arbeitsstätten über Einwirkun-
gen, Arbeitsstoffe, Arbeitsmittel bis hin zu Arbeitsmethoden, Arbeitsor-
ganisation und Qualifikation der Beschäftigten. Es geht dabei auch um 
den Stress, der auf die Psyche wirkt.

Behörden halten  Gesetze nicht ein
Soweit die gesetzliche Theorie. Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
und Arbeitsmedizin hat festgestellt, dass 26 Prozent der Arbeitgeber 
bzw. Dienstherren im öffentlichen Sektor gar keine Gefährdungsbeur-
teilung durchführen. Weitere 13 Prozent haben zwar begonnen, aber 
nicht alle Schritte von der Analyse bis zur Evaluation durchgeführt. Mit 
43 Prozent führt ein Großteil der Behörden zwar alle Schritte durch, 
übersieht dabei aber vorgeschriebene Faktoren – wie zum Beispiel die 
psychischen. Nur 18 Prozent der Dienststellen und Betriebe im öffent-
lichen Sektor haben die Gefährdung so umfassend analysiert und be-
kämpft, wie es das Gesetz vorschreibt.

Kontrolle ist besser
Eine bessere Qualifizierung von Fachkräften für Arbeitssicherheit sowie 
der Betriebsärztinnen und -ärzte ist also überfällig. Doch das allein 
reicht nicht. So fordert die „Bundeskommis sion Beamtinnen und Beam-
te“ des DGB in einem Beschluss vom Oktober, dass „auch effektive 
Mittel dienststellenübergreifender Kontrolle bis hin zu laufbahnrechtli-
chen Beurteilungsmaßstäben genutzt werden, damit Leitungskräfte ih-
rer arbeitsschutzrechtlichen Verantwortung gerecht werden.“ Dazu 
müsste in den Aufsichtsbehörden mehr eingestellt werden. Außerdem 
müsste in der öffentlichen Verwaltung in gleichem Maße kontrolliert und 
sanktioniert werden wie in der Privatwirtschaft.

Gesundheit ist ein Thema für alle
Doch die Gestaltung gesunder Arbeit ist nicht nur ein Thema für die Ar-
beitsschützerinnen und -schützer. Das neue Schwerpunktpapier „Von 
der Analyse zur Umsetzung: Handlungsschwerpunkte und Maßnah-
men im Betrieblichen Gesundheitsmanagement“ der Bundesverwal-

tung zeigt auf, wie mit Querschnittsthemen wie „gesundheitsförderli-
ches Führungsverhalten“, „Zusammenarbeit im Team“ oder „gesund-
heitsgerechte Arbeitszeitgestaltung“ auch diejenigen zur Gesundheit 
beitragen können, die für Personalentwicklung, Organisation oder 
Dienstrecht zuständig sind. Ebenso wie das bereits vor einem Jahr er-
schienene Schwerpunktpapier „Analyse im BGM der Bundesverwal-
tung“ setzt die Handlungshilfe darauf, Personalräte frühzeitig und um-
fassend einzubeziehen und die einzelnen Beschäftigten zu beteiligen. 
Ein Ansatz, der auch bei der Erarbeitung des Papiers galt. So zeigte 
sich die stellvertretende DGB-Vorsitzende Elke Hannack im Spitzenge-
spräch mit Bundesinnenminister Thomas de Maizière im Herbst äu-
ßerst erfreut über die sozialpartnerschaftliche Art und Weise, mit der 
die Zentralabteilung seines Hauses den DGB an der Erarbeitung des 
Rahmenkonzepts zur Weiterentwicklung des Betrieblichen Gesund-
heitsmanagements (BGM) beteiligt. Neben der Unfallversicherung 
Bund-Bahn konnte der DGB tatkräftig an den Handlungshilfen mitar-
beiten und empfiehlt Personalräten, Gleichstellungsbeauftragten und 
Schwerbehindertenvertreterinnen und -vertretern, diese zu nutzen.

Gesundheitsmanagement braucht Ressourcen
Doch was, wenn in der Behörde die Personaldecke so dünn ist, dass 
sich niemand um das Gesundheitsmanagement kümmern kann? Was, 
wenn sich die Dienststellenleitung ein Prestigeprojekt in den Kopf ge-
setzt hat und deshalb kein Geld für eine Beschäftigtenbefragung 
bleibt? Diese Frage stellten DGB-Vertreter Ende November im halb-
jährlich tagenden Konsultationskreis des BMI. Natürlich nicht ohne ei-
nen Vorschlag zu präsentieren: Ein gesonderter Haushaltstitel müsse 
her. Aus diesem sollten beispielsweise „Gesundheitskoordinatorinnen 
und -koordinatoren“ in den Behörden und Kosten für zentrale Analy-
sen und Konzeptionen finanziert werden. Unbeschadet davon soll die 
Praxis fortgeführt werden, dass auch Ausgaben aus anderen Töpfen 
der Gesundheit zu Gute kommen. Zum Beispiel wenn eine Schulung 
neben der Personalentwicklung auch der gesundheitsförderlichen Füh-
rung und Zusammenarbeit dient. BMI-Zentralabteilungsleiter Prof. Dr. 
Hofmann verwies auf die gute Zusammenarbeit im Demografiedialog 
der Bundesregierung und dem Ressortarbeitskreis Gesundheitsma-
nagement und dankte für das Engagement der Sozial-
partner. Ein Schwerpunktpapier zu Zielen und Struk-
turen für die Umsetzung des BGM sei in diesen 
Gremien in der Erarbeitung. Thema  werde dabei 
auch eine geeignete finanzielle Ausstattung sein, 
die für eine erfolgreiche Umsetzung sicher nötig 
sei. Gedanken an eine eigene Berücksichtigung in 
der Haushaltssystematik sei man gegenüber offen. 
Es werden im nächsten Jahr mögliche Regelungs-
vorschläge ausgelotet und vorbereitet. 
Die Einrichtung fester Budgets ist eine wichti-
ge Forderung der Gewerkschaften. Deshalb 
sind die Ankündigungen des BMI für den DGB 
ein erfreuliches Zeichen.

TITEL

Schwerpunktpapier 
„Analyse im BGM“ 

www.dgb.de/-/OE1 

Neues Schwer-
punktpapier „Von der 

Analyse zur Umsetzung: 
Handlungsschwerpunkte und 

Maßnahmen im BGM“ 
www.dgb.de 

/-/QXB

www.dgb.de/-/QXB
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SCHÖNEBERGER FORUM

Mehrbedarf von 110.000 Stellen
Als Auftakt zur Fachtagung fragte Moderatorin Jutta Neu-
mann im vollbesetzten Saal des Kosmos Teilnehmende nach 
ihren Wünschen für die Zukunft des öffentlichen Dienstes. Die 
Antworten kamen ohne zu zögern: mehr Personal, guter 
Nachwuchs, keine Befristungen! Fast zeitgleich mit dem Be-
ginn des Forums veröffentlichte das Institut für Makroökono-
mie und Konjunkturforschung der Hans-Böckler-Stiftung die 

von ihm geförderte Studie „Aktuelle Entwicklungstendenzen 
und zukünftiger Personalbedarf im öffentlichen Dienst“ von 
Dieter Vesper. DGB-Chef Reiner Hoffmann konnte das Forum 
also mit frischen Zahlen eröffnen. 
Demnach fehlen im öffentlichen Dienst 110.000 Stellen, 
überwiegend in Kitas, in Schulen, bei der Polizei und in der Fi-
nanzverwaltung. Zugleich zeigen aktuelle Ergebnisse des 
DGB-Index Gute Arbeit die Folgen des jahrzehntelang voran-

getriebenen Personalabbaus auf: Arbeitsstress, Ar-
beitsverdichtung, hohe Krankenstände. Hoffmann 
forderte daher „eine zukunftsfähige Personalpolitik – 
dazu gehört eine bedarfsgerechte Stellenausstattung 
auf der Grundlage regelmäßiger Personalstruktur-
analysen ebenso wie ein Ende der sachgrundlosen 
Befristungen.“ Zudem bedürfe es dringend einer Mo-
dernisierung der Personalvertretungsgesetze, damit 
die Beschäftigten Veränderungsprozesse besser mit-
gestalten können. Die Personalausstattung des öf-
fentlichen Dienstes, hier vor allem den steigenden 
Teilzeitanteil und Bereiche mit Mangelverwaltung, 
nahm auch Professor Jörg Bogumil von der Ruhr-Uni-
versität Bochum in den Blick. 

Wunschzettel:

mehr Personal 
guter nachWuchs

keine Befristungen

Am 16. und 17. November 2016 
war es wieder soweit. Der Deut-
sche Gewerkschaftsbund lud zum 
Schöneberger Forum nach Berlin. 
Das diesjährige Programm unter 
dem Motto „Zukunft der Arbeit  

im öffentlichen Dienst – menschlich, modern, mitbestimmt“ versprach 
spannende Diskussionen zu den Folgen der Digitalisierung, über Instru-
mente für den Weg zur Work-Life-Balance und zu Handlungsmöglich-
keiten des Personalrats gegen Befristungen im öffentlichen Dienst.

2016

Die Novellierung der Personalvertretungsgesetze forderte DGB-Vorsitzender 
Reiner Hoffmann in seiner Eröffnungsrede.
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SCHÖNEBERGER FORUM
Auf dem Podium diskutierten anschließend die Bundestagsab-
geordneten Jörg Hellmuth (CDU), Frank Tempel (Die Linke) 
und Johannes Kahrs (SPD) sowie Martin-Sebastian Abel von 
Bündnis 90/Die Grünen, Mitglied des Landtags von Nordrhein-
Westfalen (Foto unten v.l.). Die staatlichen Aufgaben, die Per-
sonalsituation und die Finanzierungsgrundlagen standen da-
bei im Mittelpunkt. Die Moderatorin entlockte ihnen ein Des-
tillat für ein mögliches Wahlprogramm: Hellmuth ließ sich 
überzeugen und sieht nun die Zeit gekommen für eine Novel-
lierung des Personalvertretungsgesetzes. Für Tempel ist dies 
längst klar. Kahrs möchte im öffentlichen Dienst keine Befris-
tungen mehr und Abel fordert, das Kooperationsverbot im Bil-
dungsbereich müsse fallen.

„Um Arbeitszeit herum wird das Leben organisiert“
Wolfgang Pieper, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand, rückte 
mit seiner Feststellung, die Beschäftigten organisierten ihr Le-
ben um die Arbeitszeit herum, die Folgen von Überstunden 
und entgrenzter Arbeit in den Fokus der Podiumsdiskussion 
des zweiten Veranstaltungstages. Zuvor hatte Dr. Anne Marit 
Wöhrmann von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin (BAuA) den Zusammenhang zwischen atypi-
schen Arbeitszeiten beziehungsweise Flexibilitätsanforderun-
gen und einer schlechten Work-Life-Balance beziehungswei-
se einem schlechten gesundheitlichen Zustand erläutert. 
Wöhrmann ist Mitautorin des im Oktober erschienenen „Ar-
beitszeitreport Deutschland 2016“, für den 20.000 Beschäf-
tigte befragt wurden.

Demnach würden 46 Prozent der Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst ihre Arbeitszeit gerne reduzieren. Laut Report ist 
zudem der Anteil der Beschäftigten, die Überstunden von 
mehr als 10 Stunden in der Woche haben, im öffentlichen 
Dienst höher als in allen anderen Branchen. Als weiterer Po-
diumsgast sprach sich Hans-Henning Lühr, Staatsrat im Fi-
nanzressort der Freien Hansestadt Bremen, gemeinsam mit 
Pieper dafür aus, bei der Personalbemessung Zeiten für Fort-
bildung einzurechnen. Davon müsse man die Haushaltspoliti-
ker überzeugen. Von den Gewerkschaften erwartet Lühr die 
Reklamation der Mitgestaltung der Digitalisierung. Zudem 
plädierte er für eine gerechte Umverteilung, um staatliche 
Aufgaben ausreichend zu finanzieren.

Berichte und Präsen-
tationen, auch zu den  

einzelnen Fachforen, finden 
Sie im Internet unter

www.schoeneberger- 
forum.de

Überall treibt das Thema Personalbemessung derzeit die 
Beschäftigten um. Das machte ver.di-Vorstandsmitglied 
Wolfgang Pieper klar.

Sichtlich interessiert nahmen die Podiumsgäste die Zwischenfragen 
aus dem Publikum auf.

Viele Details rund um die Arbeitszeit der Beschäftigten präzisierte 
Dr. Anne Marit Wöhrmann (BAuA).
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AUS DEM BUND

Digitale Verwaltung

Alle Leistungen in einem Bürgerportal
Ende November fand in Saarbrücken der Nationale IT-Gipfel statt. Abseits des Schwerpunktthe-
mas „Digitale Bildung“ machte auch der Portalverbund Schlagzeilen. BürgerInnen und Unter-
nehmen sollen sich nicht mehr selbst im Dschungel unterschiedlicher Zuständigkeiten und On-
line-Angebote von Kommunen, Bund und Ländern zurechtfinden müssen. Durch entsprechen-
de Verknüpfungen soll man zukünftig auch von der Seite der Gemeinde zu einem 
Online-Antrag bei einer Bundesbehörde finden – und umgekehrt. Die Mitwirkung der Länder 
dabei hatte sich der Bund zuvor im Rahmen der Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbezie-
hungen gesichert – im Gegenzug für das milliardenschwere Engagement des Bundes. Die dazu 
notwendige Grundgesetzänderung kommentierte Kanzleramtsminister Peter Altmaier (CDU) 

gegenüber der „Rheinischen Post“ mit den Worten: „Wir müssen schneller und handlungsfähi-
ger werden, über alle staatlichen Ebenen hinweg.“ Schon am 8. Dezember befasst sich das Bun-
deskabinett mit der Grundgesetzänderung und dem „Entwurf für ein Gesetz zur Verbesserung 
des Online-Zugangs zu Verwaltungsleistungen“. Nach einer äußerst knappen Verbändebeteili-

gung von nur zwei Werktagen kritisierte der DGB Anfang Dezember, dass nach dem Entwurf der Bund den Ländern 
und Kommunen die Verwendung bestimmter IT-Anwendungen vorschreiben könne, eine entsprechende Mitbestim-
mung der Beschäftigten aber nicht vorgesehen sei. Von Seiten der Länder und Kommunen wurde ebenfalls Kritik an 
der Zentralisierung der IT-Gestaltung beim Bund laut. Auch von der Stimme der Gewerkschaften wird es abhängen, ob 
solche Kritik im föderalen Finanzpoker der kommenden Monate durchdringen kann.

Strafrecht

Härtere Strafen bei Gewalt gegen Einsatzkräfte
Nach der Ankündigung von Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD), Angriffe 
auf Einsatzkräfte von Polizei, Rettungsdiensten und Feuerwehren zukünftig 
härter zu bestrafen, zeigte 
sich die GdP über ihren Er-
folg erfreut. „Jahr für Jahr 
mehren sich die Fälle, in de-
nen meine Kolleginnen und 
Kollegen – häufig aus 
nichtigem Anlass – im 
Dienst angegriffen und 
dabei oft schwer verletzt 
werden“, erklärte der 
GdP-Vorsitzende Oliver 
Malchow, „wir haben 
das immer wieder dar-
gestellt und auf eine 
Reak tion der Politik ge-
hofft.“ Dank der Unter-
stützung der Innenmi-
nister des Saarlandes 
und Hessens scheine 
man jetzt am Ziel. Pa-

Straßenverwaltung

Fernstraßenverwaltung rollt zum Bund
Auch hinsichtlich der Fernstraßenverwaltung geht der Poker 
zwischen Bund und Ländern in eine entscheidende Runde. Hier 
hatte sich der Bund im Rahmen der Neuordnung der Bund-Län-
der-Finanzen die Zustimmung erhandelt, dass durch eine 
Grundgesetzänderung den Ländern die Auftragsverwaltung für 
Bundesautobahnen und autobahnähnliche Bundesstraßen ent-
zogen werden soll. Nach dem nun vorliegenden Entwurf für 
eine Verfassungsänderung und ein Begleitgesetz soll sie an 
eine „Infrastrukturgesellschaft Verkehr“ (IGV) des Bundes 
übertragen werden, die in „unveräußerlichem Eigentum des 
Bundes“ steht. Um den Überlegungen des Bundesfinanzminis-
ters Wolfgang Schäuble (CDU), bis zu 49,9 Prozent der IGV an 
Privatinvestoren zu veräußern, einen Riegel vorzuschieben, for-
derte der DGB in seiner Stellungnahme Anfang Dezember, die 
Formulierung aus der Thüringischen Protokollnotiz zur Einigung 
beim Länderfinanzausgleich ins Grundgesetz zu übernehmen. 
Das rot-rot-grün geführte Bundesland hatte auf ein „unveräu-
ßerliches und vollständiges Eigentum des Bundes an Autobah-
nen und Straßen sowie an der Infrastrukturgesellschaft Ver-
kehr“ gepocht. Der DGB äußerte außerdem Kritik an der nur 
dreijährigen Frist zum Übergang auf den Bund und den Rege-
lungen zum Personalübergang.
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AUS DEM BUND

ragraf 113 des Strafgesetzbuches soll ver-
schärft und ausgeweitet werden. Sein beson-
derer Schutz soll nicht nur bei Vollstreckungs-
handlungen, sondern im gesamten Dienst von 
PolizistInnen, Rettungskräften und Feuerwehr-
leuten greifen.

Rechnungshofberichte

Millionen in den Sand gesetzt
Ganze 53 Millionen Euro hat das Bundesinnen-
ministerium (BMI) bei den „Netzen des Bun-
des“ unnütz ausgegeben. So steht es im Be-
richt des Bundesrechnungshofes (BRH) vom 
November. Erst kaufte das BMI für 27 Millio-
nen Euro unter anderem schrankgroße Router. 
Dann entschied es, die Datennetze doch nicht 
selbst zu betreiben, sondern extern zu verge-
ben. Der externe Dienstleister wollte die Gerä-
te nicht übernehmen. Außerdem hat das BMI 
für 26 Millionen Euro Rechenzentren gemietet. 

Diese standen weitgehend leer. Ein gesonder-
ter Bericht des BRH deckte zudem Vertuschun-
gen im „Beraterbericht 2013“ auf. Die Bun-
desregierung hatte angegeben, insgesamt 33 
Millionen Euro für externe Berater ausgege-
ben zu haben. Schon eine einzige Stichprobe 
förderte externe Beratungsaufträge im Umfang 
von weiteren 33,2 Millionen Euro zu Tage. Das 
Fazit des BRH: Die Praxis bei externen Bera-
tungen sei potenziell geeignet, die Integrität 
der Bundesverwaltung zu gefährden.

Beamtenversorgung

Licht und Schatten
Am 1. Dezember hat der Bundestag das Ge-
setz zur Änderung des Versorgungsrücklage-
gesetzes und weiterer dienstrechtlicher Vor-
schriften verabschiedet. Damit werden die vom 
DGB kritisierten Abzüge für BundesbeamtIn-
nen zur weiteren Füllung der Versorgungsrück-

lage nicht 2017 enden sondern bis 2024 fort-
geführt. Zudem wird es eine Aktienquote bis 
20 Prozent für die Sondervermögen Versor-
gungsrücklage und Versorgungsfonds geben. 
In diesem Zusammenhang haben SPD und 
CDU/CSU die Chance vertan, soziale und öko-
logische Kriterien für Investments festzulegen. 
Im Beteiligungsverfahren hatte der DGB zuvor 
eine vom Bundesministerium des Innern ge-
plante Verwaltung der Mittel durch Dritte so-
wie Abzüge bis zum Jahr 2031 verhindern 
können. Zwei versorgungsrechtliche Änderun-
gen forderte der DGB seit vielen Jahren und 
begrüßt diese ausdrücklich. So werden Dienst-
zeiten vor Vollendung des 17. Lebensjahres 
künftig als ruhegehaltfähige Dienstzeit be-
rücksichtigt und Teilzeitbeschäftigte werden 
bei der Erfüllung der Wartezeit von fünf Jahren 
nicht länger diskriminiert. Zukünftig ist hier 
die Dauer der Dienstzeit und nicht mehr ihr 
Umfang entscheidend.
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INTERVIEW

Für die Cyber-Sicherheit ist nicht allein die Technik entscheidend. Einige 
Unternehmen und öffentliche Arbeitgeber gehen dazu über, alle Be-
schäftigten zu schulen. Wie stehen Sie zur Einführung einer gesetzli-
chen Pflicht, alle Beschäftigten des Bundes bis 1. Januar 2020 an einer 
IT-Sicherheits-Grundschulung teilnehmen zu lassen, verbunden mit ei-
nem Rechtsanspruch der Beschäftigten auf solche Qualifizierungen?
In der Bundesverwaltung ist die Qualifizierung der Mitarbeiter Gegen-
stand diverser beamtenrechtlicher oder tariflicher Regelungen. Diese 
Vorgaben werden alle auch gelebt. Insbesondere die Bundesakademie 
für öffentliche Verwaltung in Brühl leistet hier eine hervorragende Ar-
beit und bietet im Bereich Cyber-Sicherheit ein zielgruppengerechtes 
Schulungsangebot, welches von den Beschäftigten gern angenommen 
wird. Die Praxis zeigt, dass Standardmaßnahmen, Ausbildung und 
Schulungen bereits einen erheblichen Beitrag zur Stärkung der IT-Si-
cherheit leisten. Jedoch müssen wir berücksichtigen, vor allem im Hin-
blick auf den Klein- und Mittelstand und in den Kommunen, dass dies 
durchaus auch eine erhebliche Kostenbelastung darstellen kann. Da-
her wäre es meines Erachtens der weiteren Entwicklung zuträglich, 
wenn die Politik sich auf eine gezielte Förderung der hier in Rede ste-
henden Qualifizierungen ohne gesetzliche Verpflichtungen verständi-
gen könnte. Dem Prinzip des ausgewogenen Forderns und Förderns 
würde dies jedenfalls gut entsprechen.

Die Fachkräfte für die Sicherstellung der IT-Sicherheit in der Verwaltung 
werden absehbar knapp. In der neuen Cyber-Sicherheitsstrategie der 
Bundesregierung heißt es, dass beim Thema „Cyber-Sicherheit“ „zu-
künftig private IT-Sicherheitsdienstleister im Bedarfsfall stärker als in 
anderen Bereichen staatlichen Handelns eingebunden“ werden sollen. 
Wie sieht Ihr Plan für eine digital handlungs- und abwehrfähige Ver-
waltung aus?
Die Gewährleistung von Freiheit und Sicherheit zählt zu den Kernauf-
gaben des Staates. Dies gilt auch im Cyber-Raum. Hierzu bedarf es ei-
ner zeitgemäßen Cyber-Sicherheitsarchitektur, die die verschiedenen 
Akteure auf Bundesebene wirksam verzahnt und daneben die Länder, 
Kommunen und die Wirtschaft im Blick behält. Wesentlich ist, dass im 
Bedarfsfall Informationen verteilt werden und die Aufgabenwahrneh-
mung effizient koordiniert wird. Hierfür bietet das Nationale Cyber-Ab-

wehrzentrum auf Bundesebene bereits die entsprechende Struktur. Wir 
wollen diese Zusammenarbeit intensivieren und auch die Länder in 
diese Strukturen stärker einbinden. Für die Wirtschaft wollen wir uns 
weiter öffnen. In Zeiten des IT-Fachkräftemangels haben Staat und 
Wirtschaft ein Interesse am  gegenseitigen Austausch von IT-Fachwis-
sen und der Bildung von Spezialisten-Netzwerken. Die Bundesregie-
rung wird daher gezielt Möglichkeiten zur Förderung kompetenter und 
vertrauenswürdiger IT-Sicherheitsdienstleister wahrnehmen. Außer-
dem wollen wir gemeinsam mit Vertretern der deutschen IT-Sicher-
heitswirtschaft personelle Austauschprogramme im Cyber-Sicherheits-
bereich konzipieren und umsetzen.

Im Juni haben Bund und Länder im IT-Planungsrat den Leitfaden „IT-
Personal für die öffentliche Verwaltung gewinnen, binden und entwi-
ckeln“ beschlossen. Darin heißt es: „Die am häufigsten genannte Be-
gründung von Kandidaten, die ihre Bewerbung auf IT-Stellen des öf-
fentlichen Dienstes zurückzogen, ist die zu erwartende Entlohnung.“ 
Sind hier für den Bund gemeinsame Initiativen von Ihnen mit Ihrem für 
das Dienstrecht zuständigen Kollegen zu erwarten?
Der Bund hat bereits 2005 auf die von Ihnen beschriebene Situation 
reagiert und übertariflich Maßnahmen zur Gewinnung von IT-Fachkräf-
ten eingeführt. Um Schwierigkeiten bei der Gewinnung und Bindung 
qualifizierten Personals entgegenzuwirken, hat der Bund diese finanzi-
ellen Anreiz- und Anerkennungsmöglichkeiten in 2009 weiter ausge-
baut. Damit kann für Tarifbeschäftigte eine IT-Fachkräftezulage gezahlt 
werden. Darüber hinaus können bei neu eingestellten Beschäftigten in 
den oberen Entgeltgruppen Stufen vorweggewährt werden, auch wenn 
noch keine oder keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt. In der 
letzten Tarifrunde 2016 wurden zudem mehrere generelle Maßnah-
men zur Steigerung der Attraktivität des Bundes als Arbeitgeber ver-
einbart. Anfang des Jahres hatten wir größere Stellenausschreibungen 
für das Bundesministerium des Innern zur Gewinnung von IT-Fachkräf-
ten und konnten feststellen, dass unsere Maßnahmen greifen. Wir hat-
ten eine gute Auswahl an geeigneten Bewerbern, vor allem im höhe-
ren Dienst. Der Bund wird also auch von IT-Fachkräften als attraktiver 
Arbeitgeber wahrgenommen, und darauf können wir auch ein bisschen 
stolz sein.

„Zeitgemäße Cyber- 
Sicherheitsarchitektur“
Wie kann Cyber-Sicherheit in der öffentlichen Verwaltung gelingen?  

Dazu haben wir Klaus Vitt, Staatssekretär im Bundesministerium des Innern 
und Beauftragter der Bundesregierung für Informationstechnik, außerdem 

Vorsitzender des IT-Planungsrates, befragt.Fo
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AUS DEN LÄNDERN

Baden-Württemberg

iPads raus, Klassenarbeit!
Die GEW Baden-Württemberg hat einen Dis-
kussionsprozess zur Digitalisierung von Schu-
len und anderen Bildungseinrichtungen ein-
geläutet. Und dazu hat sie einen ganzen Ka-
talog von Fragen gestellt: Braucht es ein 
weiteres Fach zum Beispiel Informatik? Was 
muss aus schulischer Sicht getan werden, da-
mit Kinder und Jugendliche nicht nur instru-
mentelle Nutzer digitaler Medien sind, son-
dern kompetent und kritisch damit umgehen 
können? Kaum waren diese und andere Fra-
gen, etwa nach dem Sinn des Einsatzes digita-
ler Medien online, meldeten sich auch Kolle-
gInnen mit unterschiedlichen Statements. Die-
se reichten von einem Plädoyer für Kreide und 
Schulhefte bis zu einem reflektierten Einsatz 
digitaler Medien im Unterricht. Auch zu der 
von der GEW gestellten Frage, welche IT-Aus-
stattung Schulen brauchen und wie sie diese 
bekommen, kam schnelle Antwort. Während 

die meisten SchülerInnen in der Arbeits-
welt die Arbeit mit einem Com-

puter warte, habe seine Schu-
le bloß zehn Laptops pro 
Klassenzimmer, ein instabi-
les Netzwerk und nicht ad-

äquat ausgebildete Lehrkräf-
te. „Ich bin sehr frustriert“, 
lautet denn auch das Fazit 
dieses Lehrers. Viel zu tun für 

die Bildungsgewerkschaft.

Bayern

Gegen „Reichsbürger“
Ende November befasste sich der 

GdP-Landesvorstand in einer ge-
meinsamen Sitzung mit dem Bundes-

vorsitzenden Oliver Malchow auch mit 
der neonazistischen Strömung der 
„Reichsbürger“. Die „Reichsbürger“ 
stellen die Bundesrepublik in Frage 
und behaupten, das Deutsche Reich 

bestehe juristisch weiter. Traten sie gegenüber 
staatlichen Stellen zunächst vor allem als säu-
mige Zahler auf, belästigen sie inzwischen ge-
zielt RichterInnen und BeamtInnen, überzie-
hen sie mit Mahnverfahren für erfundene For-
derungen und schrecken auch vor Gewalt 
nicht zurück. Umso erschreckender, dass unter 
diesen Faschisten vereinzelt auch Angehörige 
des öffentlichen Dienstes zu finden sind. Die 
GdP distanzierte sich in einer Erklärung klar 
von den „Reichsbürgern“. Es gelte, sämtliche 
rechtsstaatlichen Maßnahmen gegen diese 
Gegner der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung zu ergreifen, auch soweit Einzelne 
dem öffentlichen Dienst angehören.

Berlin

„ Solidarisch.  
Nachhaltig.  
Weltoffen.“

Es war kein gewöhnlicher 
Wahlkampf in Berlin: Selten 
waren Themen des öffentli-
chen Dienstes so dominant. 
Jahrzehntelange Kürzungen, 
Warteschlangen und Quali-
tätsverlust haben die Berline-
rInnen zunehmend verärgert. 
Und so widmet sich die neue 
Koalition aus SPD, Die Linke 
und Bündnis 90/Die Grünen in ihrem jüngst 
vorgelegten Vertrag den Herausforderungen 
des öffentlichen Sektors. Sie bekennen sich 
darin dazu, das Personal im öffentlichen 
Dienst aufzustocken sowie Brunnen, Strom- 
und Gasnetz und – unter Prüfvorbehalt – 
auch ehemals bezirkliche Leistungen zu re-
kommunalisieren. „Gerade angesichts der gu-

ten wirtschaftlichen Entwicklung ist jetzt die 
Zeit dafür reif“, bekräftigte die DGB-Bezirks-
vorsitzende Doro Zinke. „Die zwei wichtigsten 
Herausforderungen des neuen Senats sind, 
massiv in Infrastruktur und Personal zu inves-
tieren und ‚Gute Arbeit‘ zur Querschnittsauf-
gabe aller Ressorts zu machen“, verdeutlichte 
Zinke und gab sich optimistisch: „Dafür gibt 
es gute Ansätze.“ So einigten sich die 
 Koalitionsparteien darauf, die Beamtenbesol-
dung bis 2021 stetig dem durchschnittlichen 
Niveau der übrigen Bundesländer anzupas-
sen. Eine schnelle Angleichung will sie in den 
unteren Besoldungsgruppen umsetzen. Die 
Koalition will außerdem die Eingruppierung 
der Grundschullehrkräfte schrittweise auf A13 
anheben.

Brandenburg

„Schluss mit Lustig“
Am 9. November sind tausende KollegInnen 
dem Protestaufruf von GdP, GEW und IG BAU 
gefolgt, um gegen Arbeitsüberlastung, schlech-
te Bezahlung und fehlende Wertschätzung zu 
demonstrieren. Allein zur zentralen Protestde-

monstration in Potsdam kamen 6.000 Men-
schen. Weitere Lehrkräfte brachten ihren Un-
mut bei Personalversammlungen in den staat-
lichen Schulämtern zum Ausdruck. Zugespitzt 
hatte sich der Konflikt mit der Landesregie-
rung, weil im Sommer die Tarifverhandlungen 
über die Erhöhung der Attraktivität des öffent-
lichen Dienstes im Land Brandenburg nach 
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6.000 Teilnehmende demonstrierten am 9. November in Potsdam gegen den 
Umgang der Landesregierung mit den Beschäftigten im öffentlichen Dienst.

Foto: GdP Brandenburg
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zweieinhalb Jahren gescheitert 
waren (BM berichtete). Der Pro-
test blieb nicht ohne Wirkung. 
In einem Spitzengespräch am 
21. November signalisierten der 
Innen- und der Finanzminister, 
sie seien nun bereit, die brennen-
den Themen mit konkreten Maßnah-
men anzugehen.

Bremen

Fünfhunderttausend
Die Aufregung war groß, als im Oktober Ge-
rüchte kursierten, wonach die Landesregie-
rung sich sperre, Überstunden im Polizeibe-
reich auszuzahlen und dafür zusätzliches Geld 
zur Verfügung zu stellen. Zahlreiche Gesprä-
che der GdP auf behördlicher und politischer 
Ebene zeigten Mitte November endlich Wir-
kung: Der Senat entschied, 500.000 Euro zu-

sätzlich bereitzu-
stellen, um rund 
25.000 Über-
stunden auszu-
zahlen. Der aktu-

elle Überstunden-
stand zu diesem 

Zeitpunkt lag bei rund 
307.000 Stunden. Ungebro-

chen ist daher das Engagement der Gewerk-
schaft, Überstunden durch Freizeitausgleich 
und Ruhephasen auch tatsächlich abbauen zu 
können. 

Hamburg

JA 13!
Was im Stadtstaat an der Spree mit dem neu-
en Koalitionsvertrag bereits eingeläutet ist, 
muss an der Alster erst noch erkämpft wer-
den: Die GEW übergab in Hamburg Ende No-

vember die Unterschriften von gut 1.500 
Grundschullehrkräften an die Schulbehörde. 
Die klare Nachricht: „Ich habe A13 verdient 
und will es jetzt auch haben!“ Denn trotz 
gleichlanger Ausbildung werden Lehrkräfte an 
Grundschulen und in einigen Schularten der 

Sekundarstufe 1 immer noch eine Besol-
dungsstufe niedriger bezahlt als die übrigen 
Lehrkräfte. Grundschullehrkräfte sind zu 90 
Prozent Frauen – eine offenkundige Diskrimi-
nierung. „Sehr geehrter Herr Senator Rabe, 
sorgen Sie für gleiches Geld für gleichwertige 
Arbeit“, erklärte Anja Bensinger-Stolze, Vorsit-
zende der GEW Hamburg bei der Übergabe, 
„trauen Sie sich, diesen sozialdemokratischen 
Grundsatz auch für Lehrerinnen und Lehrer 
umzusetzen!“

» ICH HABE A13 VERDIENT UND 

WILL ES JETZT AUCH HABEN!«

500.000 Euro für 
 25.000 Überstunden

Aktueller 
Überstundenstand

307.000
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Hessen

Geld da, Wille fehlt
Im Zuge der Zweiten Lesung des Haushalts-
entwurfs 2017 forderte der DGB Hessen-Thü-
ringen Ende November die hessische Landes-
regierung erneut auf, nicht länger Politik auf 
dem Rücken der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst zu machen. „Die jüngsten Zahlen der 
Steuerschätzung machen die Behauptung der 
Landesregierung, es sei kein Geld da für die 
Eins-zu-Eins-Übertragung des Tarifergebnisses 
auf die hessischen Beamtinnen und Beamten, 
erneut zunichte“, erklärte DGB-Chefin Gabrie-
le Kailing. In Hessen werde ein Teil der Beam-
tInnen von der gesamtwirtschaftlichen Lohn-
entwicklung abgekoppelt. Damit dürfte es 
schwer werden, junge Menschen für den öf-
fentlichen Dienst zu begeistern. „Die geplante 
Reduzierung der Wochenarbeitszeit ab 2017 
von 42 auf 41 Stunden ist zwar ein erster 

Schritt in die richtige Richtung, dieser reicht 
aber bei weitem nicht aus“, so Kailing, „wir 
fordern daher die sofortige Reduzierung auf 
eine 40-Stunden-Woche und nicht zuletzt die 
Rückkehr des Landes in die Tarifgemeinschaft 
der Länder.“

Mecklenburg-Vorpommern

Brief von Bus- und Trampersonal
ver.di und die Betriebsräte des Öffentlichen 
Personennahverkehrs in Mecklenburg-Vor-
pommern befürchten massive Einschränkun-
gen von tarifgebundenen Unternehmen. In ei-
nem offenen Brief an die Bundestagsabge-
ordneten im Ausschuss für Verkehr und 
digitale Infrastruktur des deutschen Bun-
destages forderten sie Mitte November 

eine Abschaffung des Vorrangs sogenannter 
„eigenwirtschaftlicher Verkehre“ im Perso-
nenbeförderungsgesetz. Wenn eine Kommu-
ne den Nahverkehr nicht an ein eigenes Un-
ternehmen überträgt sondern ausschreibt, 
dann kann sie nach EU-Recht auch Vorgaben 
zur Qualität und zu sozialen Bedingungen für 
die Beschäftigten machen, wie etwa die Über-
nahme der Beschäftigten. Beantragt jedoch 
ein sogenannter „eigenwirtschaftlicher“ An-

bieter die Zulassung, 

»WIR foRDERN DAHER DIE 

SofoRTIGE REDUZIERUNG AUf 

EINE 40-STUNDEN-WoCHE«

Sanator ium DR.  HOLLE R

Sanatorium Dr. Holler 
mit dem  ganzheitlichen Ansatz... 

„Weil wir den Menschen ganzheitlich sehen, behandeln wir
ihn auch so“, nach diesem Leitmotto erfolgt die Behandlung
und Betreuung im Sanatorium Dr. Holler.

Das kompetente Ärzte-Team und die bestens geschulten,
langjährig tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, nehmen
sich im Sanatorium Dr. Holler viel Zeit, um auf die persön -
lichen Wünsche der Gäste einzugehen. Für jeden Gast 
wird ein individueller Behandlungsplan erstellt, der, je nach
Indikation, modernste Schulmedizin, homöopathische oder
naturheilkundliche Behandlungsverfahren, beinhaltet. 
Mehr Informationen finden Sie unter: 

www.sanatorium-holler.de
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Sie sollten Hackern und Cyberbedrohungen immer 
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der dank Dumpinglöhnen mit den Fahrkarten-
einnahmen und ohne öffentliche Zuschüsse 
auskommt, dann muss ein Vergabeverfahren 
abgebrochen und ihm der Zuschlag erteilt 
werden. Damit werden alle Vorgaben zum Ar-
beitnehmerschutz im Ausschreibungsverfah-
ren unwirksam.

Niedersachsen

IT. Klar.
Die niedersächsischen Regierungsfraktionen 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen haben einen 
Entschließungsantrag zur Digitalisierung der 
Verwaltung in den Landtag eingebracht. Er er-
wähnt zwar Themen wie mobile Arbeit und 
 Telearbeit, die Gewerkschaften vermissen je-
doch Aussagen dazu, wie dies im Sinne „Guter 
Arbeit“ ausgestaltet wird. „Schon seit einiger 
Zeit ist festzustellen, dass viele Beschäftigte 
mit den Auswirkungen der rasanten Verände-
rung physisch und psychisch stark belastet 
sind“, erklärte der GdP-Landesvorsitzende 
Dietmar Schilff, „insbesondere in der Digitali-
sierungsoffensive der Polizei müssen die per-
sönlichen Belange der Beschäftigten intensiver 
beachtet werden müssen.“ Eine menschenge-
rechte Gestaltung der digitalen Arbeit sucht 

man auch in der neuen IT-Strategie der Lan-
desregierung vergeblich. Einzig die Beschäfti-
gungsbedingungen der IT-Fachkräfte werden 
vor dem Hintergrund der Konkurrenz mit der 
Privatwirtschaft angesprochen. Das Land will 
IT-Nachwuchskräfte frühzeitig an sich binden, 
etwa durch duale Ausbildungs- bzw. Studien-
gänge oder eine Stipendienunterstützung. 

Nordrhein-Westfalen

Einig bei Personalaufbau – 
Absage bei Arbeitszeit
„Nach jahrelangen Kürzungen im öffentli-
chen Dienst hat die Landesregierung einen 
neuen Kurs eingeschlagen“, erklärte der DGB-
Bezirksvorsitzende Andreas Meyer-Lauber zur 
Eröffnung der Landespersonalrätekonferenz 
Anfang November in Kamen, „dies ist vor al-
lem der beharrlichen Arbeit der Gewerkschaf-
ten und dem Engagement ihrer Personalräte 
zu verdanken.“ Aufgrund des gemeinsamen 
Protestes seien massive Verschlechterungen 
im Personalvertretungsgesetz zurückgenom-
men und weitreichende finanzielle Sonderop-
fer der BeamtInnen verhindert worden. „Zu-
dem konnten wir in Verhandlungen mit der 
Landesregierung eine regelmäßige Erhöhung 
der Beamtenbesoldung durchsetzen“, so 
Meyer-Lauber. Trotz dieser Erfolge gebe es für 
die Gewerkschaften im öffentlichen Dienst 
weiterhin viel zu tun. „Auch wenn die amtie-
rende Landesregierung erkannt hat, dass Spa-
ren auf dem Rücken des Personals der falsche 
Weg zur Konsolidierung des Landeshaushal-
tes ist, muss noch viel geschehen, um die Feh-
ler der Vergangenheit zu beseitigen und für 
die Herausforderungen der Zukunft gut aufge-
stellt zu sein“, so der DGB-Chef. „Diese Lan-
desregierung ist mit den Gewerkschaften auf 
einer Linie, wenn es darum geht, genügend 
Personal vorzuhalten“, erklärte NRW-Innen-
minister Ralf Jäger (SPD), „das haben wir in 
vielen Bereichen, wie der Polizei oder bei den 
Bezirksregierungen, in den letzten Jahren un-
ter Beweis gestellt. Wir stellen zusätzliches 
Personal ein und bilden mehr Nachwuchskräf-
te aus.“ Eine klare Absage erteilte er der For-
derung nach einer Reduzierung der Arbeitszeit 
der BeamtInnen.

Rheinland-Pfalz

Schuldenbremse = Zukunftsbremse
„Die Schuldenbremse wird zur Investitions- 
und damit zur Zukunftsbremse“, kommentiert 
Dietmar Muscheid, Vorsitzender DGB Rhein-
land-Pfalz/Saarland, den Entwurf zum rhein-
land-pfälzischen Doppelhaushalt 2017/2018. 
Aus der Sparpolitik in Bund und Ländern folge 
ein enormer Investitionsstau, der sich nicht 
erst in der Zukunft negativ auswirke. Beson-
ders schmerzhaft sei die Schuldenbremse an-
gesichts der geplanten Stellenstreichungen im 
Landesdienst. „Die Folgen der Kürzungen 
strahlen in alle Bereiche aus“, so Muscheid, 
„weil qualifiziertes Personal fehlt und zusätz-
lich Stellen abgebaut werden, wird etwa auch 
die Umsetzung geplanter Infrastrukturinvesti-
tionen stocken.“ Klar sei, so Muscheid, dass 
wenn Stellen wegfallen, ebenso Aufgaben 
wegfallen müssen. „Es ist nicht möglich, dass 
immer weniger Personal die gleichbleibende 
oder sogar eine steigende Aufgabenlast 
stemmt“, sagte er. Gerade in den Bereichen 
Bildung und innere Sicherheit brauche es ei-
nen deutlichen Personalaufbau. Im Koalitions-
vertrag hatten SPD, FDP und Grüne verein-
bart, dass im rheinland-pfälzischen Landes-
dienst bis 2020 rund 2.000 Stellen abgebaut 
werden sollen.
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Sanator ium DR.  HOLLE R

Sanatorium Dr. Holler 
mit dem  ganzheitlichen Ansatz... 

„Weil wir den Menschen ganzheitlich sehen, behandeln wir
ihn auch so“, nach diesem Leitmotto erfolgt die Behandlung
und Betreuung im Sanatorium Dr. Holler.

Das kompetente Ärzte-Team und die bestens geschulten,
langjährig tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, nehmen
sich im Sanatorium Dr. Holler viel Zeit, um auf die persön -
lichen Wünsche der Gäste einzugehen. Für jeden Gast 
wird ein individueller Behandlungsplan erstellt, der, je nach
Indikation, modernste Schulmedizin, homöopathische oder
naturheilkundliche Behandlungsverfahren, beinhaltet. 
Mehr Informationen finden Sie unter: 

www.sanatorium-holler.de

Anz_Holler_Layout 1  12.06.12  13:48  Seite 1



Interesse an dieser attraktiven Werbeform? Sprechen Sie uns an:  
0211 72134571 oder per Mail: kontakt@marketing-oeffentlicher-dienst.de



Privatklinik Eberl in Bad Tölz
In traumhafter Alpenkulisse eine Auszeit von der Hektik des Alltags nehmen
und Körper und Geist wieder aufleben lassen.

www.privatklinik-
eberl.de



Betreutes Wohnen nach Ihren Wünschen  
Unsere Seniorenresidenzen setzen bundesweit anspruchsvolle 
Standards für das altersgerechte Wohnen.

www.augustinum.de



Haut- und Atemwegserkrankungen  
Sonne – Wind – Meer und das Fachklinikum Borkum sind 
Garant für Ihre Gesundheit.

www.fachklinikum-
borkum.de



Psychosomatische Reha für Mütter mit Begleitkind 
Rehabilitationsmaßnahmen für Frauen mit einer psychosomatischen 
Erkrankung (individuelles Therapieprogramm). Mit Begleitkindern.

www.ostseeklinik-
kuehlungsborn.de
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

Espan Klinik mit Haus ANNA
Fachklinik für Erkrankungen der Atmungsorgane 
Klinik für Anschlussheilbehandlung (AHB/AR)

www.espan-klinik.de 

Nutzen Sie Ihren 
Status im öffent-
lichen Dienst für 
Ihre finanzielle 

Freiheit

Beamtendarlehen 
mit Top-Konditionen 
für Beamte, Tarif-
beschäftigte im 
 öffentlichen Dienst  
und Akademiker
ü Darlehen bis 60.000 EUR
ü lange Laufzeiten von 12, 15 oder 20 Jahren  

– dadurch niedrige monatliche Belastung
ü Zinsgarantie über die gesamte Laufzeit
ü sofortige Darlehenstilgung im Todesfall  

durch Comfort-Rentenversicherung   
(in der monatlichen Rate inbegriffen)

ü freier Verwendungszweck: auch zur 
 Umschuldung laufender Ratenkredite

ü unkomplizierte Abwicklung und schnelle 
 Auszahlung

Jetzt Angebot anfordern:
NÜRNBERGER Beamten Lebensversicherung AG
Ostendstr. 100, 90334 Nürnberg
Telefon: 0911 531-4871, Telefax: 0911 531-3457
MBoeD@nuernberger.de

INFO-SERVICE
Öffentlicher Dienst/Beamte 

www.beamten-informationen.de

INFO-SERVICE
Schulstr. 30 c 
67125 Dannstadt-Schauernheim
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Saarland

Tarifbewegung „Entlastung“  
nimmt Fahrt auf
ver.di hat alle 21 Krankenhäuser des Saarlan-
des zu Verhandlungen über einen Tarifvertrag 
aufgefordert, der mehr Personal, verlässliche 
Arbeitszeiten und einen Belastungsausgleich 
vorsieht. Die Krankenhausbeschäftigten wol-
len nicht länger hinnehmen, dass ihre Arbeit-
geber – darunter kommunale, freigemeinnüt-
zige, kirchliche und universitäre Träger – die 
Folgen der Personalnot in den Krankenhäu-
sern seit Jahren ignorieren. Bundesweit fehlen 
nach ver.di-Berechnungen 162.000 Stellen in 
Krankenhäusern. In allen Berufsgruppen der 
Krankenhäuser sei mehr Personal nötig, um 
eine gute Versorgung der Patienten gewähr-
leisten zu können, allein in der Pflege fehlen 
70.000 Stellen. ver.di hält gleichzeitig zu sei-
ner Tarifbewegung daran fest, dass es Aufga-
be der Politik ist, mit einer gesetzlichen Perso-
nalbemessung für genug Personal für eine si-
chere Versorgung der Patienten zu sorgen. „In 
vielen Kliniken kann die Versorgung nur noch 
gewährleistet werden, weil die Beschäftigten 
alles aus sich raus holen“, so Sylvia Bühler, 
Mitglied des ver.di-Bundesvorstands, „das 
geht nur auf Kosten der eigenen Gesundheit.“ 

Sachsen

Maßnahmenpaket zurück  
an Absender
Die Staatsregierung hat ein „Maßnahmenpa-
ket zur Lehrerversorgung“ verabschiedet. Es 
sieht unter anderem höhere Einstiegsgehälter 
an der Oberschule und finanzielle Anreize für 
Lehrkräfte in Mangelregionen und Mangelfä-
chern vor. Um ältere LehrerInnen länger im 
Schuldienst zu halten, gibt es nach Angaben 
des Bildungsministeriums zudem die Möglich-
keit, mehr Geld zu verdienen und weniger 
Stunden zu unterrichten. Das Maßnahmenpa-
ket sehe auch die Qualifizierung von Seiten-
einsteigern und deren bessere Bezahlung vor.
Zweitausend demonstrierende LehrerInnen 
machten am 9. November mit einer kurzfristig 
organisierten Aktion vor dem sächsischen 
Landtag deutlich, dass sie das Maßnahmen-

paket für ungerecht und völlig unzureichend 
halten. Die GEW hatte kritisiert, dass die Maß-
nahmen darauf ausgerichtet seien, den Belas-
tungsdruck an den Schulen weiter zu erhöhen. 
Eine Anerkennung der Arbeit aller LehrerInnen 
sei fällig. Stattdessen würden die vorgesehe-
nen finanziellen Zulagen an den Schulen neue 
Verwerfungen schaffen.

Sachsen-Anhalt

Mit den Lehrkräften geht 
auch die Sprachförderung
Von den derzeit 230 befristet eingestellten 
Sprachförderlehrkräften werden ab Januar 
2017 offenbar nur 83 einen Anschlussvertrag 
erhalten. Auf diese Zahl einigte sich die 
schwarz-rote Koalition. Die GEW kritisierte, 
eine sichere und verantwortungsvolle Planung 
und sinnvolle Unterrichtsorganisation sehe 
anders aus. Die Schulen hätten keine Kenntnis 
über den Wegfall des Sprachunterrichtes. 
„Schon jetzt kann der Bildungsminister keine 
ausreichende Unterrichtsversorgung gewähr-
leisten“, erklärte die GEW-Vorsitzende Eva 
Gerth, „mit dem rigiden Abbau der Sprach-
lehrkräfte ist an den betroffenen Schulen das 
Chaos vorprogrammiert.“

Schleswig-Holstein

Versorgungsrechner online
Mitte November hat im nördlichsten Bundes-
land der Online-Versorgungsrechner seinen 
Dienst aufgenommen. Alle BeamtInnen des 
Landes können damit ihre individuellen späte-

ren Versorgungsansprüche ausrechnen. Dem 
Rechner liegt das Besoldungs- und Versor-
gungsrecht des Landes zu Grunde. Mit dem 
Rechner lässt sich auch testen, wie sich zum 
Beispiel eine Teilzeit auf die Versorgungsan-
sprüche auswirken würde. Der Online-Service 
geht auf die Kritik des DGB an den schlechten 
Möglichkeiten der Versorgungsauskunft zurück. 
Das Ergebnis ist unverbindlich. Ein Rechtsan-
spruch auf eine verbindliche Versorgungsaus-
kunft wird ab dem 1. Juli 2017 in Kraft treten.

Thüringen

Erfolg bei funktionsgerechter  
Bezahlung
Nachdem das Bundesarbeitsgericht einer als 
ständige Vertreterin des Schulleiters angestell-
ten Lehrerin rückwirkend die Eingruppierung 
in die Entgeltgruppe E 14 zugesprochen hat, 
forderte die GEW eine Übertragung auf Funk-
tionsämter an den 800 staatlichen Schulen. 
Die klagende Pädagogin hatte zwar die Auf-
gaben einer Schulleiterin erfüllt, wurde aber 
jahrelang lediglich wie eine Lehrerin bezahlt. 
Im konkreten Fall macht das eine Gehaltsdif-
ferenz in Höhe von ca. 900 Euro brutto pro 
Monat aus. Mit dem Urteil, das mit dem 
Rechtsschutz der GEW Thüringen erkämpft 
wurde, sieht sich die Gewerkschaft auf einem 
guten Weg im Bemühen um eine funktionsge-
rechte Bezahlung. Sie forderte Angestellte be-
stellte SchulleiterInnen und deren ständige 
VertreterInnen auf, ihre Ansprüche auf Ein-
gruppierung und Vergütung aus der höher-
wertigen Tätigkeit geltend zu machen.

Protest vor dem Sächsischen Landtag: Am 9. November machten Lehrkräfte in Dresden klar, dass sie das Maßnahmen-
paket der Landesregierung ablehnen. Foto: GEW Sachsen

Interesse an dieser attraktiven Werbeform? Sprechen Sie uns an:  
0211 72134571 oder per Mail: kontakt@marketing-oeffentlicher-dienst.de
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Fachtag: 12 Jahre BEM

Status quo und Ausblick
Am 20. Februar 2017 wird das Projekt 
RE-BEM des DGB-Bildungswerks die wis-
senschaftlichen Ergebnisse seiner Befra-
gung und Sekundäranalyse in Berlin vor-
stellen. Das Projekt hat das Ziel, zukünf-
tig die Entwicklung des Betrieblichen 
Eingliederungsmanagements (BEM) in 
den Betrieben passgenauer und damit ef-
fizienter steuern zu können. Mehr als 
2.000 Teilnehmende haben in diesem 
Frühjahr zum BEM in ihrem Betrieb Aus-
kunft gegeben (BM berichtete). Acht Stu-
dien und Projekte aus den Vorjahren ge-
hen zusätzlich in die Datenbasis ein. Die 
Ergebnisse werden diskutiert und mit der 
Realität in Betrieben und Behörden ver-
zahnt. Informationen zum Fachtag finden 
sich auf der Website www.re-bem.de. 
Eine Teilnahmegebühr wird nicht erho-
ben. Reise- und Übernachtungskosten 
werden nicht übernommen. Schon jetzt 
Interesse? Dann können Sie ab sofort 
eine Mail schicken an anja.becker@dgb-
bildungswerk.de.

Neu bei ver.di

Nils Kammradt
Seit 1. November ist Nils Kammradt Leiter des Fachbereichs Bund 
und Länder sowie des Bereichs Beamtinnen und Beamte und folgt 
damit Klaus Weber nach. Zuvor war er Leiter des Parlamentarischen 
Verbindungsbüros der GEW und Abteilungsleiter Öffentlicher Dienst 
und Beamtenpolitik im DGB. Der DGB gratuliert Kammradt zu sei-
ner neuen Aufgabe und freut sich auf eine gute Zusammenarbeit.

Zahlen, Daten, Fakten

Erhebliche personelle Mehrbedarfe  
Derzeit hat der öffentliche Dienst in Deutschland ei-
nen Mehrbedarf von mindestens 110.000 Vollzeit-
stellen. Das ermittelte Dieter Vesper in seiner neuen 
Studie „Aktuelle Entwicklungstendenzen und zu-
künftiger Personalbedarf im öffentlichen Dienst“ für 
das Institut für Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung der Hans-Böckler-Stiftung. Zwar sei parallel 
zur Verbesserung der Haushaltslage in jüngerer Zeit 
eine Trendwende bei der Personalausstattung zu ver-
zeichnen, diese reiche aber längst nicht aus. Mittel-
fristig sind dafür laut Vesper Mehrausgaben in Höhe 
von jährlich 6 Milliarden Euro zu veranschlagen.

E-Akte: Personalrätebefragung!
Bis 2020 wird die E-Akte flächendeckend in der Bundesverwal-
tung eingeführt. Sie legt den Grundstein für die durchgängig elektro-
nische Vorgangsbearbeitung. Die Tragweite dieser Veränderungen in der Arbeitskultur 
machen eine frühzeitige Einbindung der Personalvertretungen, ein intensives „Change 
Management“ sowie frühzeitige und passgenaue Qualifizierungsmaßnahmen not-
wendig. Doch wie steht es drei Jahre vor der Ziellinie um die Möglichkeit, Anregungen 
und Bedenken der Beschäftigten in den Planungsprozess nicht nur einzubringen, son-
dern damit auch Gehör zu finden? Zur Klärung dieser Frage haben DGB und dbb eine 
Studie in Auftrag gegeben. Sie wendet sich an Personalvertretungen und erfragt de-
ren Erfahrungen und Erwartungen. Der Fragebogen kann zwischen dem 1. und 14. 
Dezember 2016 unter www.umfrage.ifib.de/e-akte anonym ausgefüllt werden.

 
 

PERSONALRäTE
Eure Erfahrungen 

sind gefragt 
!www.umfrage.ifib.de/e-ak

te
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So viele Vollzeitstellen fehlen im Bereich …

Quelle: Vesper 2016, Hans-Böckler-Stiftung

öffentlicher Dienst

110.000

Finanzverwaltung

35.000

Hochschulen

5.000

Schulen 10.000Polizei 15.000

Kindertagesstätten 

42.000
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Selbsthilfeeinrichtungen  
für den öffentlichen Dienst

Unser Angebot – Ihr Vorteil
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Bestellungen: 
Noch schneller geht es online unter: www.d-b-w.de 

Bestellung
per E-Mail: info@d-b-w.de
per Telefon: 0211 7300335
per Telefax: 0211 7300275
Deutscher Beamtenwirtschaftsring e.V. 
Ratiborweg 1 · 40231 Düsseldorf

Noch schneller geht es online unter: www.d-b-w.de 

Ich zahle / Wir zahlen per Ermächtigung zur Lastschrift:

RatgeberService  
und AboService
JA, hiermit bestelle ich folgende Ratgeber:

. . .  Ex. Rund ums Geld im öffentlichen 
Dienst*

. . .  Ex. Beamtenversorgung in Bund und 
Ländern*

. . .  Ex. Beihilfe in Bund und Ländern*

. . .  Ex. BerufsStart im öffentli-
chen Dienst*

Jeder Ratgeber kostet 7,50 Euro (zzgl. 2,50 Euro 
Versand). * Im AboService nur 5,00 Euro.

Name, Vorname

Firma

Straße

PLZ, Ort

E-Mail

Konto-Nummer BLZ Bank

Unterschrift

seit dem Jahr 1951

Beamtenversorgung
in Bund und Ländern

www.beamtenversorgung-in-bund-und-laendern.de

Grundlagen des Versorgungsrechts

Hinterbliebenenversorgung

Unfallfürsorge

Private Altersvorsorge

Beamtenversorgungsgesetze 10. Auflage

Titel_Ratgeber_7.qxd:Layout 1  31.03.2011  17:51 Uhr  Seite 5

seit dem Jahr 1951

Rund ums Geld
im öffentlichen Dienst

www.rund-ums-geld-im-oeffentlichen-dienst.de

Einkommen und Bezahlung

Arbeitszeit und Urlaub

Rente und Versorgung

Gesundheit und Beihilfe

Soziales und Steuern 13. Auflage

Titel_Ratgeber:Layout 1 03.05.10 13:21 Seite 2

seit dem Jahr 1951

Mit TIPPS für Beamtenanwärter und Auszubildende

BerufsStart
im öffentlichen Dienst

www.berufsstart-im-oeffentlichen-dienst.de

Beruflicher Einstieg und Aufstieg

Rund um die Ausbildung im öffentlichen Dienst

Pflichten und Rechte während der Ausbildung

Rund ums selbstverdiente Geld

Link-TIPPS zu Musik, Film, Video xx. Auflage

Titel_Ratgeber:Layout 1 03.05.10 13:21 Seite 1

Beihilfe 
in Bund und Ländern
Mit einem Klinikverzeichnis

www.die-beihilfe.de

Beihilfeberechtigung

Bemessungssätze und Eigenbehalte

Beihilfefähige Aufwendungen

Mit Hinweisen zu den Landesvorschriften der Beihilfe

Bundesbeihilfeverordnung 12. Auflage

Unser Angebot – Ihr Vorteil
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Spezialist für den Öffentlichen Dienst.

Sie geben alles. Wir 
geben alles für Sie: 
mit unserer Versorgungs- 
analyse für Frauen.

Sie kümmern sich um alles. Aber haben Sie dabei auch an  
sich gedacht? Viele Frauen im Öffentlichen Dienst arbeiten  
nur Teilzeit oder pausieren ganz. Gründe hierfür sind meist  
Kindererziehung oder die Pflege von Angehörigen. Zu dieser  
speziellen Situation hat die DBV sich Gedanken gemacht.  
Die Versorgungsanalyse zeigt Ihnen:

✔ mit welchen Bezügen Sie im Alter rechnen können

✔  wie Sie Ihre Versorgungslücke intelligent schließen können  
und trotzdem flexibel bleiben

✔ wie Sie Ihre finanzielle Unabhängigkeit im Alter bewahren

Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persönlichen  
Betreuer in Ihrer Nähe beraten.

Mehr Informationen:  
FrauenimOeffentlichenDienst@dbv.de oder Telefon 0800 292 22 74.



Private Krankenversicherung
Leistungsstarke Gesundheitsvorsorge für Beamte

Die HUK-COBURG ist ein starker Partner,  
auch wenn es um Ihre Gesundheit geht:

• Stabile und günstige Beiträge für Beamte und Beamtenanwärter
•  Geld zurück: aktuell bis zu vier Monatsbeiträge Rückerstattung 

bereits ab dem ersten leistungsfreien Kalenderjahr – Beamten-
anwärter erhalten sogar bis zu sechs Monatsbeiträge Rück- 
erstattung

• kompetent für den öffentlichen Dienst – die HUK-COBURG ist  
der größte deutsche  Beamtenversicherer

Wir beraten Sie gerne:
Adressen und Telefonnummern Ihrer Ansprech partner finden  
Sie im örtlichen Telefonbuch oder unter www.HUK.de.
Oder rufen Sie direkt an: Telefon 0800 215315401.
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